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Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW), Berlin, und seine Landesorganisationen vertreten über 

1.900 Unternehmen. Das Spektrum der Mitglieder reicht von lokalen und kommunalen über regionale bis hin zu über- 

regionalen Unternehmen. Sie repräsentieren rund 90 Prozent des Strom- und gut 60 Prozent des Nah- und Fernwärme- 

absatzes, 90 Prozent des Erdgasabsatzes, über 90 Prozent der Energienetze sowie 80 Prozent der Trinkwasser-Förderung 

und rund ein Drittel der Abwasser-Entsorgung in Deutschland. 
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Zusammenfassung 

Der BDEW unterstützt das Vorhaben der Europäischen Kommission zur Festlegung eines THG-

Minderungsziels für den Zeitraum bis 2040. Die Entscheidung über die tatsächlichen Zielambi-

tionen sollte dabei auf Basis einer ausführlichen Folgenabschätzung erfolgen. Darüber hinaus 

gilt es aus BDEW-Sicht die folgenden Aspekte zu berücksichtigen: 

› Fokussierung auf Maßnahmen zur Ermöglichung von Transformationsprozessen anstatt 

auf Zieldiskussionen und komplexe Detailregulierung.  

› Anerkennung der wichtigen Rolle von CO2-Entnahmen zum Erreichen der Klimaneutra-

lität unter Sicherstellung des Schutzes der Trinkwasserversorgung. 

› Beibehaltung und Weiterentwicklung des EU-Emissionshandelssystems als Leitelement 

der europäischen Klimaschutzpolitik.  

› Berücksichtigung von Planungs- und Investitionssicherheit bei einer etwaigen erneuten 

Anpassung des sektoralen klima- und energiepolitischen EU-Rechtsrahmens.  

 

Einleitung  

Das Europäische Klimagesetz verpflichtet die Europäische Kommission zur Vorlage eines Ziels 

zur Treibhausgasminderung (THG) für den Zeitraum bis 2040 auf dem Ziel zur EU-weiten Kli-

maneutralität bis spätestens 2050 bis sechs Monate nach der globalen Bestandsaufnahme ge-

mäß dem Pariser Klimaabkommen.  

Die Energiewirtschaft steht im Mittelpunkt der Anstrengungen zur Dekarbonisierung der euro-

päischen Wirtschaft, indem sie durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien und den Hoch-

lauf einer Wasserstoffwirtschaft nicht nur die eigenen Emissionen sukzessive reduziert, son-

dern über eine zunehmende Sektorenkopplung auch die Dekarbonisierung anderer Sektoren, 

wie der Industrie, den Gebäudesektor oder dem Verkehr, ermöglicht.  

Als Branchenverband der deutschen Energie- und Wasserwirtschaft unterstützt der BDEW da-

her die frühzeitige Festlegung eines EU-Klimaziels für den Zeitraum bis 2040, um so ein klares 

Signal für die europäische Wirtschaft für die zur Zielerreichung erforderliche Transformation 

zu setzen. Ausschlaggebend für die Festlegung des 2040-Klimaziels sollte eine detaillierte Fol-

genabschätzung der Kommission auf Basis der nationalen Energie- und Klimaplänen der Mit-

gliedstaaten sein, unter Berücksichtigung der erst kürzlich mit dem „Fit for 55“ und dem 

„REPowerEU“-Paket deutlich verschärften Energie- und Klimaziele. Wichtiger als die stetige 

Festlegung neuer Zielvorgaben bleiben aus BDEW-Sicht jedoch die Maßnahmen, die diese 

Ziele erreichbar machen. Zielambitionen müssen immer auch mit einem regulatorischen Rah-

menwerk einhergehen, das die Unternehmen der Energiewirtschaft in die Lage versetzt, ihren 

Beitrag zur Zielerreichung zu leisten.  
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Im Fokus muss stehen, Investitionen in Transformationsprozesse, wie den Ausbau der Erneu-

erbaren Energien und der Energienetze sowie der zunehmenden Dekarbonisierung der Gas-

versorgung, zu ermöglichen. Langwierige Diskussionen sowie überbordende Detailvorgaben, 

wie zuletzt im Kontext der Festlegung der Kriterien für erneuerbaren Wasserstoff oder dem 

Gas- und Wasserstoff-Binnenmarktpaket, sind hierfür kontraproduktiv. Darüber hinaus gehört 

zur Ermöglichung von Transformationsprozessen auch, dass das europäische Beihilferecht not-

wendige staatliche Unterstützung für diese Transformation unter Wahrung der Wettbewerbs-

fähigkeit im EU-Binnenmarkt nicht zu restriktiv und bürokratisch ausgestalten darf.  

 

1. Ambitionsniveau des 2040-Klimaziels  

Grundsätzlich ist bei der Festlegung des 2040-Klimaziels zu beachten, dass die spezifischen 

CO2-Vermeidungskosten mit zunehmender Annäherung an das Ziel der Klimaneutralität ver-

mutlich deutlich ansteigen werden. Dies liegt daran, dass vermeintlich kostengünstig erziel-

bare Einsparmaßnahmen, wie beispielsweise den sukzessiven Ausstieg aus der Kohleverstro-

mung in der Energiewirtschaft, zuerst erschlossen werden. Die Kosten und auch die techni-

schen Herausforderungen für die vollständige Dekarbonisierung des Energiesystems werden 

dagegen deutlich höher liegen. Vor diesem Hintergrund stellt allein die Beibehaltung des der-

zeitigen Tempos eines linearen Zielpfades post-2030 bereits eine sehr ambitionierte Minde-

rungsvorgabe dar. Signifikant höhere THG-Minderungen können oftmals nur mit überproporti-

onal höheren Anstrengungen erreicht werden.  

 

2. Rolle von CO2-Entnahmen  

Nahezu alle relevanten Klimastudien gehen davon aus, dass das Klimaneutralitätsziel nur mit 

Hilfe von CO2-Entnahmen erreicht werden kann, um prozessbedingte Restemissionen zu kom-

pensieren sowie perspektivisch Negativemissionen zu erreichen. Aus Sicht des BDEW muss die 

weitreichende Nutzung naturbedingter und industrieller Kohlenstoffsenken daher ein integra-

ler Bestandteil einer umfassenden EU-Klimastrategie sein. Mit der EU-Strategie zu nachhalti-

gen Kohlenstoffkreisläufen vom 15. Dezember 2021 sowie dem Verordnungsvorschlag vom 30. 

März 2022 für die Schaffung eines Unionsrahmens für die Zertifizierung von CO2-Entnahmen 

hat die Kommission bereits erste Schritte in Richtung eines transparenten und verlässlichen 

EU-Rechtsrahmens für CO2-Entnahmen getan. Darauf sollte nun im Rahmen der Diskussionen 

zum 2040-Klimaziel sowie weiterer angekündigter Initiativen aufgebaut werden. Bei Plänen 

zur geologischen Speicherung sowie beim Transport von CO2 ist dabei immer zu sicherzustel-

len, dass der Schutz der Wasserressourcen für die Trinkwasserversorgung vollumfänglich ge-

währleistet wird. Eine Untergrundspeicherung in Deutschland auf dem Festland bzw. in küs-
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tennahen Gebieten, die Einfluss auf die Trinkwassergewinnung haben könnte, muss daher aus-

geschlossen werden. Offshore sind Speicherungen von CO2 dagegen unter Einhaltung be-

stimmter Kriterien möglich.  

Für eine angemessene Berücksichtigung des wichtigen Beitrags von Kohlenstoffsenken zum 

Klimaneutralitätsziel ist es aus BDEW-Sicht richtig, das europäische THG-Reduktionsziel weiter-

hin im Sinne einer Nettobetrachtung auszudrücken. Bereits das derzeitige 2030-Klimaziel stellt 

ein Nettoziel aus THG-Minderung und eines Maximalbeitrags aus natürlichen Kohlenstoffsen-

ken (225 Mio. Tonnen CO2) dar. Zukünftig sollten in dieser Betrachtung auch industrielle Koh-

lenstoffsenken berücksichtigt werden.  

Für den Hochlauf der industrieller Kohlenstoffsenken ist jedoch zusätzlich die Festlegung eines 

separaten Ziels für die CO2-Entnahme als Teil des übergeordneten THG-Reduktionsziels den-

noch sinnvoll, um Leitplanken für staatliche Strategien sowie langfristige Investitionsanreize 

für Unternehmen zu setzen. Darüber hinaus sind gerade in der Hochlaufphase weitere öffentli-

che Anreize durch Finanzierungsprogramme der EU und der Mitgliedstaaten erforderlich.  

 

3. Regulatorische Rahmenbedingungen für die Zielerreichung  

Mit den Einigungen zu den Legislativvorschlägen der „Fit for 55“ und „REPowerEU“ Pakete be-

schloss die EU Anfang 2023 ein ambitioniertes Regelwerk, das die Erreichung des THG-Minde-

rungsziels von mindestens -55% bis 2030 ermöglichen soll. Der Zeitraum post-2030 wird dabei 

von einzelnen Rechtsakten zwar bereits adressiert, steht aber nicht im Fokus der Pakete. Zum 

Zeitpunkt der Festlegung des 2040-Klimaziels werden sich große Teile des „Fit for 55“-Pakets 

noch in der Umsetzung befinden. Eine Abschätzung der erzielten Fortschritte sowie des even-

tuell erforderlichen Nachschärfungsbedarfs wird daher auch 2024 oder 2025 noch schwer 

durchführbar sein.  

• EU-Emissionshandelssystem (EU-EHS) 

Zentrales Element der europäischen Klimaschutzpolitik sollte auch post-2030 das europäische 

Emissionshandelssystem (EU-EHS) bleiben. Mit der bereits beschlossenen und für 2027 ge-

planten Einführung des EHS 2 für Straßenverkehr, Gebäude und kleine Energie- und Industrie-

anlagen wurden hierzu bereits wichtige Bausteine gelegt. Perspektivisch sollte eine Zusam-

menführung der beiden Handelssysteme sowie eine Ausweitung des EU-EHS auf alle Verwen-

dungszwecke fossiler Brennstoffe auf Basis einer Folgenabschätzung in Betracht gezogen wer-

den. Zu berücksichtigen sind dabei insbesondere Unterschiede in den CO2-Vermeidungskosten 

der betroffenen Sektoren. Darüber hinaus sollte die Nutzung von CO2-Entnahmeeeinheiten 

aus industriellen CO2-Entnahmetätigkeiten zum Ausgleich von nicht oder nur schwer vermeid-

baren Emissionen im Rahmen des EU-EHS perspektivisch zugelassen werden. 
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Die Sinnhaftigkeit der Einbeziehung von weiteren Nicht-CO2-Treibhausgasen in das EHS muss 

dagegen anhand einer Einzelfallbetrachtung bewertet werden. In vielen Fällen sind Überwa-

chung und Berichterstattung dieser Gase mit sehr hohen Kosten und Unsicherheiten verbun-

den. In vielen Fällen erscheinen ordnungsrechtliche oder fiskalische Instrumente für das Errei-

chen der Emissionsreduktion besser geeignet als ein Cap-and-Trade-System. 

• Sektorale EU-Gesetzgebung 

Über das EU-EHS hinaus wird auch die sektorale EU-Gesetzgebung, wie die Energieeffizienz-

Richtlinie (EED) oder die Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED), perspektivisch auf den Zeit-

raum post-2030 und das 2040-Klimaziel ausgerichtet werden müssen. Dabei sollten die Erfah-

rungen aus der Umsetzung des „Fit for 55“-Pakets berücksichtigt sowie im Sinne einer langfris-

tigen Planungs- und Investitionssicherheit nur dort Änderungen vorgenommen werden, wo sie 

zur Zielerreichung erforderlich sind. Nur mit den richtigen Rahmenbedingungen für den weite-

ren Ausbau der Erneuerbaren Energien, der Energienetze sowie dem Hochlauf einer europäi-

schen Wasserstoffwirtschaft sind ambitionierte THG-Minderungsvorgaben auch erreichbar.  

• Wettbewerbsfähigkeit der EU-Industrie  

Neben dem energie- und klimapolitischen Rahmen spielen für die Zielerreichung zudem ver-

stärkt auch industriepolitische Fragen eine zentrale Rolle. Um die langfristige Versorgung der 

EU mit wichtigen Transformationstechnologien, wie u. a. PV-Module, Windkraftanlagen, Elekt-

rolyseure, wasserstofffähige Kraftwerke oder Wärmepumpen, sicherzustellen, ist es richtig, 

Produktionskapazitäten nach Europa zurückzuverlagern sowie strategische Partnerschaften 

mit gleichgesinnten Drittstaaten einzugehen. Einen wichtigen Beitrag kann hierzu perspekti-

visch auch eine stärkere Fokussierung auf die Kreislaufwirtschaft zur Rückgewinnung kritischer 

Rohstoffe leisten.  

• Digitalisierung  

Voraussetzung für die Transformation zu einer klimaneutralen Energieversorgung ist außer-

dem auch die rasche und umfassende Vernetzung aller Verbrauchs-, Erzeugungs- und Spei-

chereinheiten durch eine umfassende Digitalisierung. Sie ermöglicht die sichere, kostengüns-

tige und intelligente und effiziente Abstimmung von Verbrauch und Erzeugung von Nutzener-

gie. 
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